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Er kann bei der Stadtverwaltung Mülheim an der Ruhr, Sozialamt, Gebäude : Ruhrstr.1, Zimmer 22, ein-
gesehen werden. 
 
 

Mülheim an der Ruhr, den 01.03.2022 

 

Der Oberbürgermeister 

I.A. 

Warmann 

 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-
3/005278442/64 am 07.12.2021 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der der-
zeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 07.12.2021 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C 206, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 07.03.2022 
Der Oberbürgermeister 
 
I. A. 
 

 

Kowalski 

 

 

 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-
3/005281143/44 am 16.02.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der der-
zeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 16.02.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
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Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 07.03.2022 
Der Oberbürgermeister 
 

I. A. 

 

 

Knappen 

 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-3/005278892/24 
am 05.01.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthalts-
ort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmäch-
tigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 05.01.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 04.03.2022 
Der Oberbürgermeister 
 
I. A. 

 

 

Backmann 

 

 

 

Öffentliche Zustellung 

des Gebührenbescheides vom 09.02.2022                   

gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-

Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr 

 

Der an    
zuzustellende Gebührenbescheid vom 09.02.2022 (Aktenzeichen 37-52.01/96047/21) konnte nicht 
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zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
 
Der Gebührenbescheid gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-
Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr wird hiermit nach  § 1 in Verbindung mit 
§ 10 des Landeszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann beim Amt für Brandschutz, Rettungsdienst, Zivil- und Katastrophenschutz Mülheim an der Ruhr, 
Zur Alten Dreherei 11 in 45479 Mülheim an der Ruhr , Frau Kunst (Zimmer A1.22) eingesehen werden. 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 03.03.2022 
Der Oberbürgermeister 
 
I. A. 

 
Kunst 
 
 

Öffentliche Zustellung 

des Gebührenbescheides vom 28.02.2022                   

gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-

Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr 

 

Der an    
zuzustellende Gebührenbescheid vom 28.02.2022 (Aktenzeichen 37-52.01/7186/22) konnte nicht 
zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
 
Der Gebührenbescheid gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-
Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr wird hiermit nach  § 1 in Verbindung mit 
§ 10 des Landeszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann beim Amt für Brandschutz, Rettungsdienst, Zivil- und Katastrophenschutz Mülheim an der Ruhr, 
Zur Alten Dreherei 11 in 45479 Mülheim an der Ruhr , Frau Kunst (Zimmer A1.22) eingesehen werden. 
 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 03.03.2022 
Der Oberbürgermeister 
 
I. A. 

 
Kunst 
 
 

Öffentliche Zustellung 

des Gebührenbescheides vom 09.02.2022                   

gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-

Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr 

 

Der an    
zuzustellende Gebührenbescheid vom 09.02.2022 (Aktenzeichen 37-52.01/95363/21) konnte nicht 
zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
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Der Gebührenbescheid gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-
Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr wird hiermit nach  § 1 in Verbindung mit 
§ 10 des Landeszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann beim Amt für Brandschutz, Rettungsdienst, Zivil- und Katastrophenschutz Mülheim an der Ruhr, 
Zur Alten Dreherei 11 in 45479 Mülheim an der Ruhr , Frau Kunst (Zimmer A1.22) eingesehen werden. 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 03.03.2022 
Der Oberbürgermeister 
 
I. A. 

 
Kunst 
 
 

Öffentliche Zustellung 

des Gebührenbescheides vom 08.02.2022                   

gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-

Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr 

 

Der an    
zuzustellende Gebührenbescheid vom 08.02.2022 (Aktenzeichen 37-52.01/94187/21) konnte nicht 
zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
 
Der Gebührenbescheid gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-
Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr wird hiermit nach  § 1 in Verbindung mit 
§ 10 des Landeszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann beim Amt für Brandschutz, Rettungsdienst, Zivil- und Katastrophenschutz Mülheim an der Ruhr, 
Zur Alten Dreherei 11 in 45479 Mülheim an der Ruhr , Frau Kunst (Zimmer A1.22) eingesehen werden. 
 
Mülheim an der Ruhr, den 03.03.2022 
Der Oberbürgermeister 
 
I. A. 

 
Kunst 
 
 

 

 

Öffentliche Zustellung 

des Gebührenbescheides vom 07.02.2022                   

gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-

Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr 

 

Der an    
zuzustellende Gebührenbescheid vom 07.02.2022 (Aktenzeichen 37-52.01/6077/22) konnte nicht 
zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
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Der Gebührenbescheid gemäß der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Rettungsdienst-
Rettungsdienstgebührensatzung-der Stadt Mülheim an der Ruhr wird hiermit nach  § 1 in Verbindung mit 
§ 10 des Landeszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann beim Amt für Brandschutz, Rettungsdienst, Zivil- und Katastrophenschutz Mülheim an der Ruhr, 
Zur Alten Dreherei 11 in 45479 Mülheim an der Ruhr , Frau Kunst (Zimmer A1.22) eingesehen werden. 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 03.03.2022 
Der Oberbürgermeister 
 
I. A. 

 
Kunst 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
der Überleitungsanzeige gem.  132 Abs. 2 BGB i.V.m. §§ 204 ff ZPO 

 
 
 
 
Die an ,  Aufenthalt unbekannt , gerichtete Rechtswahrungsanzeige vom 01.03.2022 kann 
nicht zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
Die Überleitungsanzeige gemäß § 132 Abs. 2 BGB i.V.m. 204 ff ZPO wird hiermit nach § 15 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
Sie kann bei der Stadtverwaltung Mülheim an der Ruhr- Sozialamt/ Bereich Jugend -
Unterhaltsvorschusskasse auf der Friedrichstr. 12, eingesehen werden. 
 
Mülheim an der Ruhr, den 01.03.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
 
I.A. 
 
Schneimann 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-
3/005277050/30 am 20.12.2021 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der der-
zeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 20.12.2021 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
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Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 28.02.2022 

Der Oberbürgermeister 

 

I. A. 

 

 

Ringeler 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-
3/006357367/77 am 06.01.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da der 
derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen Vertreter 
oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 06.01.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. Es 
werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an der 
Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C 210, eingesehen werden. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 28.02.2022 
Der Oberbürgermeister 
 
I. A. 
 
 
Boddenberg 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Rücknahme-/Rückforderungsbescheides 
 

Der , zuletzt wohnhaft gewesen in  
zuzustellende Rücknahme-/Rückforderungsbescheid vom 25.02.2022 (Aktenzeichen: 57-21/ 
118111/07) konnte nicht zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt 
ist.  
Der Rücknahme-/Rückforderungsbescheid gem. §§ 45, 48,50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB 
X) wird hiermit nach § 15 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
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Er kann beim Jobcenter Mülheim an der Ruhr, Wiesenstr. 35 in 45473 Mülheim an der Ruhr, 
Frau Ostermann, Zimmer 215, eingesehen werden. 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 11.02.2022 
Der Oberbürgermeister 
 
I.A. 

 
Ostermann 
 
 
 

Bekanntmachung 
 
Planfeststellung für den 6-streifigen Ausbau der A40 zwischen der Anschlussstelle Duisburg Kai-
serberg und der Anschlussstelle Mülheim-Dümpten von Bau-km 43+940 bis 50+090 Bau-km (FR 
Dortmund) und bis 50+120 (FR Venlo); einschließlich Anpassung des Entwässerungssystems von 
ca. Bau-km 43+760 bis Bau-km 43+940 der A40 

 
auf dem Gebiet 
 

- der Stadt Duisburg 
- der Stadt Mülheim  
- der Stadt Rhede 

 
Vorhabenträger:  
Die Autobahn GmbH des Bundes  
Niederlassung Rheinland | Außenstelle Essen 
Hatzper Straße 34  
45239 Essen 
 
vormals: Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ruhr 
 
Hinweis: Die Autobahn GmbH des Bundes hat zum 01.01.2021 die Ausführung von Aufgaben der Stra-
ßenbaulast im Sinne des § 3 FStrG übernommen und tritt gem. § 10 Abs. 2 Fernstraßen-
Überleitungsgesetz (FernstrÜG) in laufende Vergabe- und Gerichtsverfahren sowie in sonstige Verfahren 
und Rechtspositionen ein (vgl. Art 90 Abs. 2 GG, Art 143e Abs. 1 GG i. V. m. FernstrÜG und Infrastruk-
turgesellschaftserrichtungsgesetz). 
   
Die Autobahn GmbH hat für das o. a. Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststel-
lungsverfahrens gemäß §§ 17 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 ff. des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) i. V. m. den §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) beantragt. Für das Vorhaben besteht eine Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Mit Erlass des Ministeriums für Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen vom 11.11.2020 wurde die Be-
zirksregierung Münster als zuständige Planfeststellungsbehörde bestimmt. 
 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) sowie die für den Plan erstellten Gutachten stehen gemäß § 
3 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während 
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der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstel- lungsgesetz – PlanSiG) im Zeitraum 
 

vom 21.03.2022 bis zum 20.04.2022 einschließlich 
 
auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster unter  
 

www.brms.nrw.de/go/verfahren -> Planfeststellung Straße 
Stichwort: 

Ausbau A40 Duisburg-Kaiserberg bis Mülheim-Dümpten 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme zur Verfügung.  
 
In demselben Zeitraum liegen die Unterlagen als zusätzliches Informationsangebot bei der Stadt Mül-
heim zur allgemeinen Einsichtnahme unter folgenden Maßgaben aus: 
 
Öffnungszeiten: 
 
montags bis freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
 
Auslegungsort: Wartebereich des Service Center Bauen  
    im Technische Rathaus 

Erdgeschoss 
    Hans-Böckler-Platz 5  
     45468 Mülheim  
 
Beim Besuch des Technischen Rathauses gilt die 3G-Regel. Das bedeutet: Wer städtische Räumlichkei-
ten betreten möchte - muss vollständig geimpft, genesen oder negativ getestet sein. 
 
Als passender Nachweis zum Impf- oder Genesenenstatus gilt die Papierform oder digital ein Nachweis 
in der Corona-Warn-App, der CovPass-App oder der Luca-App und zur Negativtestung ein maximal 24 
Stunden altes Negativergebnis eines offiziellen Schnelltests oder PCR-Tests in Papierform oder digital. 
Gültige Ausweisdokumente sind neben den oben aufgeführten Nachweisen unaufgefordert vorzuzeigen. 
 
Für Kinder unter 16 Jahren gilt die 3G-Regel außerhalb der Schulferien nicht. Ältere Schüler*innen fallen 
während des laufenden Schuljahres nicht unter die 3G-Regel, wenn sie ihren Schülerausweis vorlegen 
können.  
 
Hinweis: Mögliche Regeländerungen der Coronaschutzverordnung NRW sind unmittelbar zu beachten. 
 
Besucherinnen und Besucher müssen eine medizinische Mund-Nasen-Bedeckung tragen, sich beim Be-
treten des Verwaltungsgebäudes an der Infotheke anmelden und dort die Hände desinfizieren.  Die all-
gemeinen Hygieneregeln sind zu beachten!  
Bei erhöhtem Besucheraufkommen ist mit Wartezeiten zu rechnen. 
 
Unter der Telefonnummer: 0208 / 455 - 6607 (Frau Lademacher) können in begründeten Ausnahmefällen 
Termine außerhalb der o.g. Zeiten vereinbart werden.  
 
 
Aufgrund des aktuellen COVID-19-Infektionsgeschehens und der daraus möglicherweise resultierenden 
weitergehenden Einschränkungen kann eine durchgängige Einsichtnahme in die bei den betroffenen 
Städten lediglich als zusätzliches Informationsangebot ausgelegten Planunterlagen nicht gewährleistet 
werden. Sollte eine Einsichtnahme nach vorheriger Terminvereinbarung aufgrund weiterer Beschränkun-
gen vor Ort nicht mehr möglich sein, werden die Planunterlagen bei Bedarf anderweitig zur Verfügung 
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gestellt. In diesem Fall ist die Bezirksregierung Münster unter Tel: 0251/411-0 oder per Mail an 
poststelle@brms.nrw.de zur Anforderung der Unterlagen zu kontaktieren. 

Darüber hinaus sind der Inhalt der Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen gemäß § 20 
UVPG auch über das zentrale Internetportal unter www.uvp-verbund.de zugänglich. Maßgeblich ist je-
doch der Inhalt der auf der oben genannten Internetseite zur Einsichtnahme eingestellten Unterlagen (§ 
20 Abs. 2 S. 2 UVPG i. V. m. § 27a Abs. 1 S. 4 VwVfG NRW i. V. m. § 3 PlanSiG). 

Die Planunterlagen enthalten aus Gründen des Datenschutzes keine Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse bestimmter oder bestimmbarer natürlicher Personen; diese sind verschlüsselt 
(Name und Anschrift der Eigentümer der betroffenen Grundstücke werden nicht genannt). In den Planun-
terlagen werden die betroffenen Grundstücke nur mit Katasterangaben bezeichnet. Der Schlüssel kann 
bei Nachweis eines berechtigten Interesses bei der jeweiligen Kommune und bei der Bezirksregierung 
Münster eingesehen werden. 
 
1. Jeder kann bis spätestens 1 Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist 

 
                                     bis zum 20.05.2022 einschließlich, 

 
bei der Bezirksregierung Münster, Domplatz 1-3, 48143 Münster oder bei der oder bei der Stadtverwal-
tung Mülheim an der Ruhr, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, 45468 Mülheim an der 
Ruhr, Einwendungen gegen den Plan schriftlich erheben. Die Einwendung muss den geltend gemachten 
Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. 
 

Auf elektronischem Wege können Einwendungen wie folgt erhoben werden: 
 
 durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach 

dem De-Mail-Gesetz. Die De-Mail-Adresse lautet: poststelle@brms-nrw.de-
mail.de; 
Die Nutzungsbedingungen für die Übersendung einer DE-Mail in schriftform-wahrender Ver-
sandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes und von Dokumenten mit qualifizierter elektro-
nischer Signatur finden Sie auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster (Bezirksregierung 
Münster > Kontakt > Mailkontakt) und sind zwingend zu beachten. 
Eine einfache E-Mail erfüllt diese Anforderungen nicht. 

 
  

 durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter elektroni-
scher Signatur an die elektronische Poststelle der Behörde. Die E-Mail-Adresse 
lautet: poststelle@brms.sec.nrw.de. 
 
 

Grundsätzlich sind Einwendungen gemäß § 73 Abs. 4 S. 1 VwVfG NRW bzw. § 21 UVPG schriftlich 
oder zur Niederschrift einzulegen. Die Abgabe von Erklärungen zur Niederschrift wird hiermit für die-
ses Anhörungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 PlanSiG ausgeschlossen, da die Abgabe einer Nie-
derschrift aufgrund des dynamischen Infektionsgeschehens nicht für den gesamten Zeitraum vom 
21.03.2022 bis 20.05.2022 gewährleistet werden kann. Statt einer Erklärung zur Niederschrift kann 
gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 PlanSiG die Abgabe von elektronischen Erklärungen unter poststel-
le@brms.nrw.de erfolgen.  

 
Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist sind gemäß § 73 Abs. 4 S. 3 VwVfG NRW Einwendungen und 
gemäß § 73 Abs. 4 S. 5 und 6 VwVfG NRW auch Stellungnahmen von Vereinigungen, die nach Ab-
lauf der Einwendungsfrist erhoben werden und die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln be-



 

 
 
 

 

93 
 
 
 

ruhen, ausgeschlossen. Dieser Einwendungs- ausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und 
Stellungnahmen, die sich auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG beziehen, nur auf dieses Ver-
waltungsverfahren. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit 
einer Unterschrift versehenen Seite deutlich sichtbar und leserlich ein Unterzeichner mit Namen und 
Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Vertreter kann nur eine natürliche 
Person sein. Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 17 Abs. 1 und 2 
VwVfG NRW). 
 
Ferner wird die Anhörungsbehörde gleichförmige Eingaben insoweit unberück-sichtigt lassen, als Un-
terzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 S. 
3 VwVfG). 

 

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung und der Hinweis auf die Präklusion (§ 73 Abs. 4 Satz 3 und 5 
VwVfG NRW) dienen auch der Benachrichtigung 
 

a) der nach landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen des § 3 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes anerkannten Vereine sowie 
 

b) der sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Umweltschutz einsetzen und nach 
in anderen gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangele-
genheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen), 
 

von der Auslegung des Plans. 
 

3. In der Regel findet ein Erörterungstermin statt, bei dem die Anhörungsbehörde die rechtzeitig erho-
benen Einwendungen und Stellungnahmen mit der Trägerin des Vorhabens, den Behörden, den Be-
troffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, 
mündlich erörtert. 

 
Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und 
Einwendungen verzichten (§ 17a Nr. 1 FStrG).  

 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird er vorher ortsüblich bekannt gemacht. Ferner werden dieje-
nigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen wird 
der Vertreter, von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 17 VwVfG).  

 
     Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und des Trägers des Vorhabens 
      mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese Benachrichtigun- gen durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 S. 4 VwVfG). 
 
 Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist 
 durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der 
 Anhörungsbehörde zu geben ist. 
 
   Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn 
      verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des  
      Erörterungstermins beendet.  
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17.2 Luftschadstoffgutachten Büro Lohmeyer 
GmbH, NL 
Dorsten 

Dezember 
2020 

18.1 Fachbeitrag zur Wasserrahmen-
richtlinie (EG-WRRL) 

Dip. Ing 
Gerhard Kohl; 
Göttingen 

17.11.2021 

19.1.1 Landschaftspflegerischer Begleit-
plan (LBP) 

Dip. Ing 
Gerhard Kohl; 
Göttingen 

18.05.2020 

19.2.1 Artenschutz Dip. Ing 
Gerhard Kohl; 
Göttingen 

18.05.2020 

19.3 Umweltverträglichkeitsuntersuchung 
(UVU) 

grünplan; Dort-
mung 

Juli 2017 

22 Verkehrsuntersuchung A40: 6-
streifiger Ausbau AS Duisburg-
Kaiserberg bis AS Essen Frohn-
hausen 

DTV Ver-
kehrsconsult 
GmbH; Aachen 

September 
2019 

 
 

9. Es wird darauf hingewiesen, dass der Vorhabenträger nach § 17 Abs. 2 FStrG die 
Möglichkeit hat, eine vorläufige Anordnung zu beantragen, in der vorbereitende 
Maßnahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau oder zur Änderung festgesetzt werden. 
 

10. Bei der Durchführung des Anhörungs- und Planfeststellungsverfahrens werden personenbezogene 
Daten verarbeitet. Gemäß Art. 13 und 14 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrundverord-
nung – DSGVO) sind die betroffenen Personen hierüber zu informieren. In diesem Zusammenhang 
Dwird auf die „Datenschutzhinweise Planfeststellungsverfahren“ verwiesen, die auf der Internetseite 
der Bezirksregierung Münster unter https://www.bezreg-muenster.de/de/datenschutz/25/index.html 
aufgerufen werden können. 
 
 

                               Mülheim an der Ruhr, den 22.02.2022 
 
                                                         Der Oberbürgermeister 
                                                         I. A. 
 

                                                                       J a n s e n 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 

der Überleitungsanzeige gem.  132 Abs. 2 BGB i.V.m. §§ 204 ff ZPO 

 

 

Die an , geb. am , letzte bekannte Anschrift , 
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, gerichtete Über- leitungsanzeige vom 15.02.22 kann nicht zu-
gestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
 
Die Überleitungsanzeige gemäß § 132 Abs. 2 BGB i.V.m. 204 ff ZPO wird hiermit nach § 15 
Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Sie kann bei der Stadtverwaltung Mülheim an der Ruhr, Sozialamt, Bereich Jugend, Unter-
haltsvorschusskasse, Friedrichstr. 12, 45468 Mülheim an der Ruhr, eingesehen werden. 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 01.03.2022 
I. A. 
 

S o m m e r 

 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , , unter dem Aktenzeichen 
32-3/006362253/77 am 09.03.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt 
werden, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustel-
lung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 09.03.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungs-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind 
(§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Ein-
spruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C 210, eingesehen wer-
den. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 09.03.2022 

Der Oberbürgermeister 

 

I. A. 

 

 

Boddenberg 

 

 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 32-
3/006356485/107 am 09.03.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt wer-
den, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung 
an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 09.03.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungs-
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gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind 
(§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Ein-
spruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C 210, eingesehen wer-
den. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 09.03.2022 

Der Oberbürgermeister 

 

I. A. 

 

 

Menzel 

 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

Der gegen , unter dem Aktenzeichen 
32-3/006358083/107 am 09.03.2022 erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt 
werden, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zustel-
lung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 

Der Bußgeldbescheid vom 09.03.2022 wird hiermit nach § 10 des Verwaltungszustellungs-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind 
(§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb von zwei Wochen Ein-
spruch erhoben werden. Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 

Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rathaus 1, Zimmer C 210, eingesehen wer-
den. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 09.03.2022 

Der Oberbürgermeister 

 

I. A. 

 

 

Menzel 

 




